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Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer
Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht
München erhoben werden. Dafür stehen folgende Möglich-
keiten zur Verfügung:

a)Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkunds-
beamten bei der Geschäftsstelle erhoben werden.
Die Anschriften lauten:
Bayerisches Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München,

b)Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht
München auch durch Übermittlung eines elektronischen Do-
kuments mit qualifizierter Signatur an das elektronische Ge-
richts- und Verwaltungspostfach – www.egvp.de - erhoben
werden. Dabei sind die der Internetpräsenz der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit zu entnehmenden Bedingungen zu beachten:
http://www.vgh.bayern.de/verwaltungsgerichtsbarkeit/
rechtsantragsstelle/ .

Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt Ingolstadt) und
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefoch-
tene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt
werden. Wenn die Klage schriftlich oder zur Niederschrift er-
hoben wird, sollen dieser und allen Schriftsätzen Abschriften für
die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher Mail ist

nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wir-
kungen! Nähere Informationen zur elektronischen Einle-
gung von Rechtsbehelfen können der Internetpräsenz der
Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit entnommen
werden (www.vgh.bayern.de)

- Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu
entrichten.

Stadt Ingolstadt
Ingolstadt, 07.03.2021
gez. Dirk Müller
Berufsmäßiger Stadtrat für Recht, Sicherheit und Ordnung

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) und der
Zwölften Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenver-
ordnung (12. BayIfSMV) – Alkoholkonsumverbot und

Festlegung der stark frequentierten öffentlichen Plätze
Die Stadt Ingolstadt erlässt auf der Grundlage des § 24 der 12.
BayIfSMV, § 28 Abs. 1 S. 1 und § 30 Abs. 1 S. 2 des Infektions-
schutzgesetzes in Verbindung mit § 65 der Zuständigkeitsver-
ordnung und Art. 3 Abs. 1 Nr. 3 des Gesundheitsdienst- und Ver-
braucherschutzgesetzes folgende

Allgemeinverfügung

1. Nach § 24 Abs. 2 Satz 1 der 12. BayIfSMV ist der Konsum von
Alkohol ist auf den öffentlichen Verkehrsflächen der Innen-
städte und an sonstigen öffentlichen Orten unter freiem
Himmel, an denen sich Menschen entweder auf engem Raum
oder nicht nur vorübergehend aufhalten, untersagt.

2. Die konkret betroffenen Örtlichkeiten werden von der Stadt
Ingolstadt nach § 24 Abs.2 Satz 2 der 12. BayIfSMV wie folgt
festgelegt:

• Gebiet der Altstadt (vgl. insoweit die beigefügte Anlage
mit entsprechender farblicher Kennzeichnung).

Nr. 10 Mittwoch, 10.03.2021

INHALT

Rechtsreferat
Vollzug IfSG und 12. BaylfSMV

- Alkoholkonsumverbot und Maskenpflicht -

Gesundheitsamt
Vollzug tierseuchenrechtlicher Maßnahmen –
Schutz vor Geflügelpest

Stadtplanungsamt
- Fortschreibung des Regionalplanes Region Ingolstadt (10)
- Erhaltungssatzung Körnerplatz

Amt für Verkehrsmanagement u. Geoinformation
Straßenbefahrung Ingolstadt

Hochbauamt
Ausschreibungen im Offenen Verfahren

Gartenamt
Ausschreibung im Offenen Verfahren

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) und der
Zwölften Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmen-

verordnung (12. BayIfSMV) – Maskenpflicht
Die Stadt Ingolstadt erlässt auf der Grundlage des § 24 der 12.
BayIfSMV, § 28 Abs. 1 S. 1 und § 30 Abs. 1 S. 2 des Infektions-
schutzgesetzes in Verbindung mit § 65 der Zuständigkeitsver-
ordnung und Art. 3 Abs. 1 Nr. 3 des Gesundheitsdienst- und Ver-
braucherschutzgesetzes folgende

Allgemeinverfügung

1. Die zentralen Begegnungsflächen der Ingolstädter Innen-
stadt werden hinsichtlich der Verpflichtung eine Mund-Na-
sen-Bedeckung zu tragen (Maskenpflicht; § 24 Abs. 1 Nr.1 der
12. BayIfSMV) für die Stadt Ingolstadt wie folgt festgelegt
(siehe hierzu beiliegenden Plan, Anlage 1):

• Im Bereich der Achse Donaustr. – Rathausplatz – Moritzstr. –
Am Stein – Harderstr. (bis Ecke Auf der Schanz / Dreizeh-
nerstr.), der Achse Kreuztor – Kreuzstr. – Theresienstr. –
Ludwigstr. – Paradeplatz, sowie in der Mauthstraße, Doll-
straße, Proviantstraße, Milchstraße, Schmalzingergasse
(vgl. insoweit die beigefügte Anlage mit entsprechender
farblicher Kennzeichnung).

• Hauptbahnhof im Bereich der Bahnhofstraße
o begrenzt durch die Lokalbahnlokomotive („Dampflok“),

den Bereich gegenüber den Fahrradständern und der
Fassade des IntercityHotel Ingolstadt, die Bushaltestelle
„Am Hauptbahnhof“ sowie frontal zum Hauptbahnhof-
gebäude

• Nordbahnhof im Bereich „Am Nordbahnhof“ sowie
„Hindenburgstraße“
o begrenzt durch den Kiesparkplatz nördlich der Fahrrad-

ständer sowie die Straße „Am Nordbahnhof“ im Bereich
der Bushaltestellen.

• Die Maskenpflicht der Ziffer 1 gilt im Zeitraum von 05.00
Uhr bis 22.00 Uhr. Die Maskenpflicht nach Ziffer 3 bleibt
hiervon unberührt. Insofern gilt immer dann Masken-
pflicht, wenn ein Mindestabstand von 1,5 Metern nicht ein-
gehalten werden kann.

• Diese Pflicht erstreckt sich auf den gesamten öffentlich zu-
gänglichen Raum, also einschließlich der Gehsteige bis zu
den Hauswänden. Fahrradfahrende sind – in Bereichen in
denen Fahrradfahren zulässig ist – von der Maskenpflicht
befreit. Die in § 1 Abs. 2 der 12. BayIfSMV normierten Aus-
nahmen bleiben unberührt.

2. Deklaratorisch wird darauf hingewiesen, dass nach § 24 Abs.1
Nr. 2 und Nr. 3 Maskenpflicht in folgenden Bereichen gilt:

• Auf den Begegnungs- und Verkehrsflächen einschließlich
der Fahrstühle von öffentlichen Gebäuden sowie von son-
stigen öffentlich zugänglichen Gebäuden.

• Auf den Begegnungs- und Verkehrsflächen der Arbeits-
stätten, insbesondere in Fahrstühlen, Fluren, Kantinen und
Eingangsbereichen.

3. Ergänzend zu § 1 Abs. 1 Satz 3 der 12. BayIfSMV wird Masken-
pflicht angeordnet, in denjenigen Bereichen, in denen Men-
schen dichter und/oder länger zusammenkommen.

• Infolgedessen gilt überall dort, wo ein Mindestabstand von
1,5 Metern nicht eingehalten werden kann, Maskenpflicht.

• Die in § 1 Abs. 2 der 12. BayIfSMV normierten Ausnahmen
bleiben unberührt. Fahrradfahrende sind – in Bereichen in
denen Fahrradfahren zulässig ist – von der Maskenpflicht
befreit.

4. Die Allgemeinverfügung tritt am 8. März 2021, 00.00 Uhr in
Kraft und mit Ablauf des 28. März 2021, 24.00 Uhr außer
Kraft.

Begründung:
Aufgrund der nach wie vor zu hohen Corona-Infektionszahlen
hat das Bayerische Kabinett beschlossen, die Maßnahmen des
bundesweiten Lockdowns durch die 12. Bayerische Infektions-
schutzmaßnahmenverordnung bis zum Ablauf des 28. März
2021 zu verlängern.
Die Umsetzung in der Stadt Ingolstadt erfolgt nach den ge-
setzten Vorgaben der jeweils gültigen Bayerischen Infektions-
schutzmaßnahmenverordnung. Ziel der Maßnahmen ist es, die
von den zuständigen Gesundheitsbehörden ermittelte expo-
nentielle Steigerung der Infektionszahlen so zu verringern, dass
die Funktionsfähigkeit des Gesundheitssystems aufrecht er-
halten bleibt. Die Funktionsfähigkeit des Gesundheitssystems ist
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ein
überragend wichtiges Gemeingut und dient dem von staatlicher
Seite im Rahmen des Möglichen sicherzustellenden Schutz von
Leben und Gesundheit der Bevölkerung.
Trotz der Erfolge des Lockdowns ist weiter Vorsicht geboten.
Deutlich ansteckendere Virusmutationen, aber auch zu viele
Kontaktmöglichkeiten können das Infektionsgeschehen jeder-
zeit wieder anfachen und eine dritte Welle erzeugen. Die Rück-
kehr eines exponentiellen Wachstums muss verhindert werden.
Mehr Maske erlaubt mehr Normalität. Vor dem Hintergrund des
gesamtgesellschaftlichen Willens, das gesellschaftliche und
wirtschaftliche Leben soweit als möglich aufrechtzuerhalten,
ermöglicht die Maskenpflicht in Kombination mit allgemeinen
Hygieneregeln sowie Abstandsgeboten, auf noch weitreichen-
dere Beschränkungen zu verzichten. So ermöglichen die nicht
zuletzt infolge der Maskenpflicht niedrigen Inzidenzen - trotz
des Ziels möglichst jeden nicht zwingend notwendigen Kontakt
zu vermeiden – weitreichende Lockerungen etwa auch für die in
der Innenstadt befindlichen Ladengeschäfte. Eine Beibehaltung
dieser Lockerungen ist nur bei weiterhin niedrigem Infektions-
geschehen und der Verhinderung der Rückkehr exponentiellen
Wachstums denkbar.

Ergänzend zu Ziffer 1 und 3:
Nach § 24 Abs. 1 BayIfSMV besteht Maskenpflicht auf den von
der zuständigen festzulegenden zentralen Begegnungsflächen.
Insbesondere dort können zahlreiche Engstellen und eine un-
übersichtliche Gesamtlage versetzen die Besucherinnen und Be-
sucher der Bereiche auch nicht hinreichend sicher in die Lage ei-
genverantwortlich im Interesse des Eigen- sowie Infektions-
schutzes zu reagieren. Andere gleich wirksame, aber weniger
belastende Maßnahmen sind nicht ersichtlich. Auf diesem Wege
wird die Infektionsgefahr auf das erforderliche Mindestmaß re-
duziert und dem Erfordernis der Klarheit und Bestimmtheit
Rechnung getragen. Nicht zuletzt wird damit trotz der beste-
henden Beschränkungen eine Umsetzung der für die Locke-
rungen des Einzelhandels erforderlichen Hygienekonzepte erst
möglich. Die Maskenpflicht wird vor dem Hintergrund der An-
gemessenheit auf den Zeitraum von 05.00 Uhr bis 22.00 Uhr be-
schränkt.
Gemäß § 28 der 12. BayIfSMV kann die zuständige Kreisverwal-
tungsbehörde im Hinblick auf die 12. BayIfSMV weitergehende
und ergänzende Anordnungen treffen. Die Maskenpflicht im
Hinblick auf die situationsbedingte Erforderlichkeit bei Unter-
schreiten des Mindestabstands, trägt dem Umstand Rechnung,
dass Menschen auch außerhalb der von der generellen Masken-
pflicht umfassten Bereiche, dichter und/oder länger zusammen-
kommen. Die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung
(Maskenpflicht) soll dazu beitragen, die Weiterverbreitung des
SARS-CoV-2-Virus in Situationen einzudämmen, in denen der
Mindestabstand von 1,5 Metern nicht durchgehend einge-
halten werden kann. Mehr Maske erlaubt mehr Normalität. Vor
dem Hintergrund des gesamtgesellschaftlichen Willens, das ge-
sellschaftliche und wirtschaftliche Leben soweit als möglich auf-
rechtzuerhalten, ermöglicht die Maskenpflicht in Kombination
mit allgemeinen Hygieneregeln sowie Abstandsgeboten, auf
weitreichendere Beschränkungen zu verzichten. Im Vergleich
zu einer generellen Maskenpflicht, erscheint es jedoch als die
weniger belastende, jedoch gleich wirksame Maßnahme.
Die getroffenen Anordnungen sind gemäß § 28 Abs. 3 i. V. m. §
16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar.

Ergänzend zu Ziffer 4:

Nach Art. 41 Abs. 4 BayVwVfG gilt bei der öffentlichen Bekannt-
gabe eines schriftlichen Verwaltungsaktes dieser zwei Wochen
nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben.
In einer Allgemeinverfügung kann ein hiervon abweichender
Zeitpunkt bestimmt werden. Um eine mögliche Verbreitung
einer Infektion zeitnah zu verhindern, wurde von dieser Mög-
lichkeit Gebrauch gemacht. Eine Allgemeinverfügung darf auch
dann öffentlich bekanntgegeben werden, wenn die Bekannt-
gabe an die Beteiligten untunlich ist (Art. 41 Abs. 3 Satz 2
BayVwVfG). Vorliegend ist die Bekanntgabe an die Beteiligten
untunlich, weil auf Grund der großen Vielzahl der betroffenen
Adressaten eine zeitnahe individuelle Bekanntgabe nicht mög-
lich ist. Gemäß Art. 41 Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 Satz 1 und 2
BayVwVfG i. V. m. Art. 51 Abs. 3 Satz 1 des Bayerischen Landes-
straf- und Verordnungsgesetzes (LStVG) analog in Verbindung
mit § 67 Abs. 2 der Geschäftsordnung der Stadt Ingolstadt wird
diese Allgemeinverfügung aufgrund der besonderen Eilbedürf-
tigkeit (Erfordernis zur Verhütung erheblicher Gefahren für
Leben und Gesundheit) durch Veröffentlichung im Internet
(www.ingolstadt.de/corona sowie www.ingolstadt.de/amtliche)
bekannt gegeben. Die Geltungsdauer wurde vorerst gewählt,
um auch im Falle niedriger Infektionszahlen verlässlich deren
Verfestigung und Beibehaltung erreichen zu können.
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ordnung ergänzende Aufzeichnungen über die Gesamtzahl
der gelegten Eier pro Bestand und Werktag zu führen.

3. Halter von Geflügel im Stadtgebiet Ingolstadt bis ein-
schließlich 1.000 Stück Geflügel haben sicherzustellen, dass

a. die Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder die sonstigen
Standorte des Geflügels gegen unbefugten Zutritt oder
unbefugtes Befahren gesichert sind, die Ställe oder die
sonstigen Standorte des Geflügels von betriebsfremden
Personen nur mit betriebseigener Schutzkleidung oder
Einwegschutzkleidung betreten werden und dass diese
Personen die Schutz- oder Einwegschutzkleidung nach
Verlassen des Stalles oder sonstigen Standorts des Geflü-
gels unverzüglich ablegen

b. Schutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich gereinigt
und desinfiziert und Einwegschutzkleidung nach Ge-
brauch unverzüglich unschädlich beseitigt wird,

c. nach jeder Einstallung oder Ausstallung von Geflügel die
dazu eingesetzten Gerätschaften und der Verladeplatz
gereinigt und desinfiziert werden und dass nach jeder
Ausstallung die frei gewordenen Ställe einschließlich der
dort vorhandenen Einrichtungen und Gegenstände ge-
reinigt und desinfiziert werden,

d. betriebseigene Fahrzeuge abweichend von § 17 Absatz 1
Satz 1 und 2 der Viehverkehrsverordnung unmittelbar
nach Abschluss eines Geflügeltransports auf einem befe-
stigten Platz gereinigt und desinfiziert werden,

e. Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaften, die in
der Geflügelhaltung eingesetzt
und
aa) in mehreren Ställen oder
bb) von mehreren Betrieben gemeinsam benutzt werden,

jeweils vor der Benutzung in einem anderen Stall oder,
in den Fällen des Buchstaben b, im abgebenden Betrieb
vor der Abgabe gereinigt und desinfiziert werden,

f. eine ordnungsgemäße Schadnagerbekämpfung durchge-
führt wird und hierüber Aufzeichnungen gemacht
werden,

g. der Raum, der Behälter oder die sonstigen Einrichtungen
zur Aufbewahrung verendeten Geflügels nach jeder Ab-
holung, mindestens jedoch einmal im Monat, gereinigt
und desinfiziert wird oder werden,

h. eine betriebsbereite Einrichtung zum Waschen der
Hände sowie eine Einrichtung zum Wechseln und Ab-
legen der Kleidung und zur Desinfektion der Schuhe vor-
gehalten wird.

4. Ausstellungen, Märkte und Schauen sowie Veranstal-
tungen ähnlicher Art, bei denen Geflügel und gehaltene
Vögel anderer Arten als Geflügel verkauft, gehandelt oder
zur Schau gestellt werden, sind im Stadtgebiet Ingolstadt
verboten.

5. Für Wildvögel im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 7 Geflügelpest-
Verordnung (hierunter fallen: Hühnervögel, Gänsevögel,
Greifvögel, Eulen, Regenpfeiferartige, Lappentaucherar-
tige oder Schreitvögel) gilt ein allgemeines Fütterungs-
verbot im gesamten Stadtgebiet Ingolstadt.

6. Die sofortige Vollziehung der in den Nummern 1 bis 5 des
Tenors getroffenen Regelungen wird gemäß § 80 Abs. 2 Nr.
4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet.

7. Kosten werden nicht übernommen.

8. Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffent-
lichung als bekannt gegeben.

Gründe:

I.
Bei der Geflügelpest handelt es sich um eine anzeigepflichtige
Tierseuche. Seit 19.11.2020 wurden Ausbrüche von hochpatho-
gener Geflügelpest des Subtyps H5N8 bei Wildvögeln in Passau
und seit Januar 2021 in Landsberg am Lech, Haßberge und
Starnberg festgestellt. Am 29.01.2021 wurde die Krankheit auch
bei Hühnern und Enten einer Geflügelhaltung in Bayreuth und
am 06.02.2021 ein weiter Fall der Geflügelpest bei einer Grau-
gans in Neuburg nachgewiesen. Die bisherigen Fundorte HPAI-
positiver Wildvögel liegen zu einem weitaus überwiegenden
Teil in HPAl-Risikogebieten. Vor diesem Hintergrund und einer
steigenden Prävalenz des Virus in der Wildvogelpopulation in
Bayern, kommt das Bayerische Landesamt für Gesundheit und
Lebensmittelsicherheit (LGL) in seiner aktuellen Risikobewer-
tung für das Auftreten von HPAIV in Bayern vom 03.03.2021 zu
dem Ergebnis, dass insbesondere für Geflügelhaltungen in
HPAI-Risikogebieten ein besonders hohes Risiko für den unmit-
telbaren oder mittelbaren Eintrag von HPAl über Wasservögel
besteht.
Das Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) hat am 07.01.2021 eine Risi-
koeinschätzung zum Auftreten von HPAI H5N8 in Deutschland
veröffentlicht. In dieser Risikobewertung wird das Risiko des
Eintrags von Geflügelpest des Subtyps H5N8 in Hausgeflügelbe-
ständen über Wildvögel bundesweit als hoch eingeschätzt. Das
FLI empfiehlt in seiner Risikoeinschätzung u.a. die Umsetzung
strenger Biosicherheitsmaßnahmen in Geflügelbetrieben.
Um eine weitere Ausbreitung der HPAl in Bayern verhindern zu
können, wird es aus Sicht des Bayerischen Staatsministeriums
für Umwelt und Verbraucherschutz (StMUV) als fachlich not-
wendig erachtet, zumindest in den bayerischen HPAl-Risikoge-
bieten eine Aufstallungspflicht für Haus- und Nutzgeflügel an-
zuordnen.
Nach einer Risikobewertung des Veterinärwesens der Stadt In-
golstadt befinden sich 28 geflügelhaltende Betriebe in der
500m-Pufferung um Wasserflächen bzw. Fließgewässer. Diese
sind über das gesamte Stadtgebiet der Stadt Ingolstadt verteilt.
Zudem wurde in einem angrenzenden Landkreis bereits HPAl
bei einem Wildvogel nachgewiesen. Infolgedessen muss zum
vorbeugenden Schutz, die Aufstallung der Nutzgeflügelbe-
stände für das gesamte Stadtgebiet der Stadt Ingolstadt ange-
ordnet werden.

II.
Die Stadt Ingolstadt ist gemäß Art. 3 Abs. 2 GDVG, sachlich und
gemäß Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetz
(BayVwVfG) örtlich zuständig.

• Hauptbahnhof im Bereich der Bahnhofstraße
o begrenzt durch die Lokalbahnlokomotive („Dampflok“),

den Bereich gegenüber den Fahrradständern und der Fassade
des IntercityHotel Ingolstadt, die Bushaltestelle „Am Haupt-
bahnhof“ sowie frontal zum Hauptbahnhofgebäude)

• Nordbahnhof im Bereich „Am Nordbahnhof“ sowie
„Hindenburgstraße“
o begrenzt durch den Kiesparkplatz nördlich der Fahrrad-

ständer sowie die Straße „Am Nordbahnhof“ im Bereich
der Bushaltestellen.

• Volksfestplatz
• Hallenbad Parkplatz
• Hindenburgpark
• Glacis
• Klenzepark
• Baggersee Gelände; dieses umfasst insbesondere den Be-

reich innerhalb der nachstehenden Begrenzungen im Sinne
eines Rundweges: Start - Parkplatz Bar am See, Rundweg
um den Baggersee, Oberschüttweg, Stauseestraße, Donau,
Fuchsschüttweg, Endpunkt - Parkplatz Bar am See

• Spielpark Fort Peyerl

3. Die Allgemeinverfügung tritt am 08. März 2021, 00.00 Uhr in
Kraft und mit Ablauf des 28. März 2021, 24.00 Uhr außer Kraft.

Begründung:

Vor dem Hintergrund der Infektionslage hält der Freistaat Bay-
ern weiterhin an einem Alkoholkonsumverbot in der Öffentlich-
keit fest. Es gilt auf möglichst allen öffentlichen Plätzen, insbe-
sondere den öffentlichen Verkehrsflächen der Innenstädte und
an allen sonstigen öffentlichen Plätzen, an denen sich Men-
schen entweder auf engem Raum oder nicht nur vorüberge-
hend aufhalten. Die konkreten Örtlichkeiten werden von den
Kommunen festgelegt.

Die in Ziffer 2 benannten Örtlichkeiten sind nach Erfahrung der
Stadt Ingolstadt und aufgrund der Erkenntnisse der Ingolstäd-
ter Sicherheitsbehörden als sonstige öffentliche Orte unter frei-
em Himmel zu definieren, an denen sich insbesondere im Zeit-
raum der Corona-Pandemie immer wieder Menschenansamm-
lungen außerhalb der infektionsschutzrechtlichen Zulässigkeit
zum gemeinsamen Alkoholkonsum gebildet haben. Sobald die
Witterungsverhältnisse erlauben halten sich in den benannten
Gebieten immer wieder alkoholisierte bzw. Alkohol konsumie-
rende Gruppen auf. Die Sicherheitskräfte machten überwie-
gend die Erfahrung, dass die Personen innerhalb der Gruppen
bzw. die Gruppen zueinander die Mindestabstände nicht ein-
hielten. Mund- und-Nasen-Bedeckungen wurden nicht getra-
gen. Die benannten Bereiche sind bekannte und beliebte Treff-
punkte für Ansammlungen zum gemeinsamen Alkoholkonsum
und zum Feiern. Das Alkoholkonsumverbot ist gerade auch im
Hinblick auf etwaiges Ausweichverhalten derart umfassend
festzusetzen.

Die getroffenen Anordnungen sind gemäß § 28 Abs. 3 i. V. m. §
16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Nach Art. 41 Abs. 4 BayVwVfG
gilt bei der öffentlichen Bekanntgabe eines schriftlichen Ver-
waltungsaktes dieser zwei Wochen nach der ortsüblichen Be-
kanntmachung als bekannt gegeben. In einer Allgemeinverfü-
gung kann ein hiervon abweichender Zeitpunkt bestimmt wer-
den. Um eine mögliche Verbreitung einer Infektion zeitnah zu
verhindern, wurde von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht.
Eine Allgemeinverfügung darf auch dann öffentlich bekanntge-
geben werden, wenn die Bekanntgabe an die Beteiligten un-
tunlich ist (Art. 41 Abs. 3 Satz 2 BayVwVfG). Vorliegend ist die
Bekanntgabe an die Beteiligten untunlich, weil auf Grund der
großen Vielzahl der betroffenen Adressaten eine zeitnahe indi-

viduelle Bekanntgabe nicht möglich ist. Gemäß Art. 41 Abs. 3
Satz 2, Abs. 4 Satz 1 und 2 BayVwVfG i. V. m. Art. 51 Abs. 3 Satz 1
des Bayerischen Landesstraf- und Verordnungsgesetzes (LStVG)
analog in Verbindung mit § 67 Abs. 2 der Geschäftsordnung der
Stadt Ingolstadt wird diese Allgemeinverfügung aufgrund der
besonderen Eilbedürftigkeit (Erfordernis zur Verhütung erheb-
licher Gefahren für Leben und Gesundheit) durch Veröffentli-
chung im Internet (www.ingolstadt.de/corona sowie www.in-
golstadt.de/amtliche) bekannt gegeben. Die Geltungsdauer
wurde gewählt, um auch im Falle des Eintretens niedriger Infek-
tionszahlen verlässlich deren Verfestigung erreichen zu können.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer
Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht
München erhoben werden. Dafür stehen folgende Möglichkei-
ten zur Verfügung:

a)Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkunds-
beamten bei der Geschäftsstelle erhoben werden.
Die Anschriften lauten:
Bayerisches Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München,

b)Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht
München auch durch Übermittlung eines elektronischen Do-
kuments mit qualifizierter Signatur an das elektronische Ge-
richts- und Verwaltungspostfach – www.egvp.de - erhoben
werden. Dabei sind die der Internetpräsenz der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit zu entnehmenden Bedingungen zu beachten:
http://www.vgh.bayern.de/verwaltungsgerichtsbarkeit/
rechtsantragsstelle/ .

Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt Ingolstadt) und
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochte-
ne Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden.
Wenn die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben wird,
sollen dieser und allen Schriftsätzen Abschriften für die übrigen
Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher Mail ist

nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkun-
gen! Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung
von Rechtsbehelfen können der Internetpräsenz der Baye-
rischen Verwaltungsgerichtsbarkeit entnommen werden
(www.vgh.bayern.de)

- Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu
entrichten.

Stadt Ingolstadt
Ingolstadt, 07.03.2021

gez. Dirk Müller
Berufsmäßiger Stadtrat für Recht, Sicherheit und Ordnung

Vollzug tierseuchenrechtlicher Maßnahmen zum
Schutz vor der Geflügelpest;

Aufstallung von Geflügel und Einhaltung
von Biosicherheitsmaßnahmen in einem

festgelegten Gebiet zu präventiven Zwecken
Die Stadt Ingolstadt erlässt auf Grund von § 13 der Verordnung
zum Schutz gegen die Geflügelpest - (Geflügelpest-Verord-
nung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober
2018 (BGBI. I S. 1665) i. V. m. § 38 Abs. 11 und § 6 Abs. 1 des Tier-
gesundheitsgesetzes (TierGesG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 21. November 2018 (BGBI. IS. 1938), § 38 Abs. 11 und
§ 6 Abs. 1 des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 21. November 2018 (BGBI. I S. 1938),
§ 6 Abs. 2 der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest
(Geflügelpest-Verordnung) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 15. Oktober 2018 (BGBI. I S. 1665), § 4 der Viehver-
kehrsverordnung (ViehVerkV) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 31. März 2020 (BGBI. I S. 1170) i. V. m. § 7 Abs. 6 der
Geflügelpest-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 15. Oktober 2018 (BGBI. I S. 1665), Art. 6 und Art. 7 Abs. 2
Nr. 3 des Gesetzes über das Landesstrafrecht und das Verord-
nungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung (Landesstraf- und Verordnungsgesetz - LStVG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1982 (BayRS II 5.
241) BayRS 2011-2-I (Art. 1-62), das zuletzt durch § 2 des Ge-
setzes vom 27. April 2020 (GVBI. S. 236) geändert worden ist]
und Art. 3 Abs. 2 des Gesundheitsdienst- und Verbraucher-
schutzgesetz (GDVG) vom 24. Juli 2003 (GVBI. S. 452, 752, BayRS
2120-1 -U/G), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 24. Juli
2020 (GVBI. S. 370) geändert worden ist folgende

Allgemeinverfügung:
1. Für alle privaten und gewerblichen Tierhalter, die Geflügel

im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 2 der Geflügelpest-Verordnung
(hierunter fallen: Hühner, Truthühner, Perlhühner, Reb-
hühner, Fasane, Laufvögel, Wachteln, Enten und Gänse, die
in Gefangenschaft aufgezogen oder gehalten werden) im
Gebiet der Stadt Ingolstadt halten, wird eine Aufstallung
des Geflügels angeordnet

1.1. in geschlossenen Ställen oder

1.2. unter einer Vorrichtung, die aus einer überstehenden, nach
oben gegen Einträge gesicherten dichten Abdeckung und
einer gegen das Eindringen von Wildvögeln gesicherten
Seitenbegrenzung bestehen muss.

2. Halter von Geflügel mit einem Bestand bis einschließlich
100 Stück Geflügel im Stadtgebiet Ingolstadt haben im Be-
standregister nach § 2 Abs. 2 Geflügelpest-Verordnung er-
gänzende Aufzeichnungen über die Anzahl der pro
Werktag verendeten Tiere zu machen. Halter von Geflügel
mit einem Bestand bis einschließlich 1.000 Tieren im Stadt-
gebiet Ingolstadt haben nach § 2 Abs. 2 Geflügelpest-Ver-



Begründung Nr. 1
Die Anordnung der Aufstallung nach Nr. 1 dieser Allgemeinver-
fügung stützt sich auf § 13 Abs. 1 der Geflügelpest-Verordnung
in Verbindung mit § 38 Abs. 11 und § 6 Abs. 1 Nr. 11 a TierGesG.
Danach ordnet die zuständige Behörde auf Grundlage einer Ri-
sikobewertung nach Maßgabe von § 13 Abs. 2 Geflügelpest-
Verordnung zur Vermeidung der Einschleppung oder Ver-
schleppung der Geflügelpest durch Wildvögel die Aufstallung
des Geflügels an.
Durch die amtliche Feststellung des Ausbruches der Geflügel-
pest bei Wildvögeln in einer Vielzahl von Bundesländern sowie
nun auch im Stadtgebiet Ingolstadt ist die Erforderlichkeit der
Aufstallung von Geflügel zur Vermeidung der Einschleppung
oder Verschleppung der Geflügelpest durch Wildvögel im Sinne
des §13 Abs. I der Geflügelpest-Verordnung gegeben.
In der Risikobewertung nach § 13 Abs. 2 Nr. 1 der Geflügelpest-
Verordnung sind die örtlichen Gegebenheiten einschließlich der
Nähe zu einem Gebiet, in dem sich wildlebende Wat- und Was-
servögel sammeln, rasten oder brüten, zu berücksichtigen.
Gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 3 der Geflügelpest-Verordnung ist der
Verdacht oder der Ausbruch auf Geflügelpest in einem Kreis
oder anliegenden Kreis oder einer anliegenden Stadt in die Ri-
sikobewertung mit einzubeziehen. Die demgemäß vorzuneh-
mende Risikobewertung erlaubt nach der derzeitigen Seuchen-
lage keine Abgrenzung bestimmter Gebiete. Daher hat die Auf-
stallung stadtweit zu erfolgen. In dem oben genannten Gut-
achten des FLI (bzw. LGL) wird das Risiko des Eintrags von Geflü-
gelpest des Subtyps H5N8 durch Wildvögel in Hausgeflügelbe-
ständen bundesweit als hoch eingeschätzt und neben der kon-
sequenten Durchsetzung von Vorsorgemaßnahmen (insbeson-
dere der Biosicherheit) empfohlen, Geflügel risikobasiert, zu-
mindest für Geflügelhaltungen, die sich in Regionen mit hoher
Wildvogeldichte oder in der Nähe von Wildvogel-Rastplätzen
befinden, aufzustallen. Aufgrund der bereits festgestellten Aus-
brüche der Geflügelpest bei Wildvögeln hat die Risikobewer-
tung zu dem Ergebnis geführt, dass es erforderlich ist, Geflügel
stadtweit aufzustallen. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist es er-
forderlich, Kontakte zu Wildvögeln in jeglicher Form zu mini-
mieren und wenn möglich zu verhindern. Geflügel in Freiland-
haltungen hat im Vergleich zu ausschließlich im Stall gehal-
tenem Geflügel weitaus größere Möglichkeiten, mit diversen
Umweltfaktoren in Kontakt zu geraten. Die stadtweite Aufstal-
lung von Geflügel ist geboten, um ein Übergreifen der Geflü-
gelpest auf Nutzgeflügelbestände zu verhindern und damit die
tierische Erzeugung (Eier und Geflügelfleisch) von hochwer-
tigen Lebensmitteln nicht zu gefährden. Diese Entscheidung er-
folgte nach Ausübung des pflichtgemäßen Ermessens. Die Maß-
nahme ist geeignet, den Zweck, die Verhinderung einer Infek-
tion von Hausgeflügel mit H5N8 HPAI zu erreichen. Die Aufstal-
lung ist erforderlich, da kein anderes, milderes Mittel zur Verfü-
gung steht, welches zur Zweckerreichung gleichermaßen ge-
eignet ist. Die Anordnung ist auch angemessen, da die wirt-
schaftlichen Nachteile, welche die betroffenen Tierhalter durch
die Aufstallung erleiden, im Vergleich zum gesamtwirtschaftli-
chen Schaden, der durch einen einzigen Geflügelpestausbruch
für die gesamte Geflügel- und Lebensmittelwirtschaft ent-
stehen kann, nachrangig sind. Insofern überwiegt das öffent-
liche Interesse an der Aufstallung die privaten Interessen der be-
troffenen Tierhalter. Die Übertragung von lnfluenzaviren bei
Geflügel erfolgt vor allem durch direkten Kontakt mit infi-
zierten Tieren oder durch Kontakt mit Kot und anderweitig vi-
ruskontaminierten Materialien wie etwa Einstreu, Gerät-
schaften, Schuhwerk oder Schutzkleidung. Unter der Vielzahl
von in Betracht kommenden Faktoren sind auch Wildvögel als
Eintragsquelle zu berücksichtigen. Virushaltige Ausscheidungen
von Wildvögeln können jederzeit z. B. Oberflächengewässer,
Futtermittel und Einstreu bei im Auslauf gehaltenen Geflügel
mit Influenzaviren, die für das Geflügel pathogen sind, konta-
minieren. Die in Nr. 1 der Verfügung genannte Aufstallung ist
geeignet, das Risiko derartiger Übertragungswege zu mini-
mieren.

Begründung Nr. 2
Die Anordnung der Erfassung der ergänzenden Angaben im Be-
standsregister aller Geflügelhalter in Nr. 2 dieser Allgemeinver-
fügung in Ergänzung zu den Maßnahmen in § 2 Abs. 2 Nm. 3
und 4 der Geflügelpest-Verordnung, die generell für Geflügel-
haltungen erst ab 100 bzw. 1.000 Stück gelten, erfolgen auf der
Grundlage § 38 Abs. 11 und § 6 Abs. 1 Nr. 5 e) des TierGesG. Die
Erfassung dieser ergänzenden Angaben sind auch bei kleinen
Beständen geeignet, ein mögliches Krankheitsgeschehen zeit-
nah zu erkennen, um die nach § 4 Abs. 1 der Geflügelpest-Ver-
ordnung vom Tierhalter zu veranlassende diagnostische Abklä-
rung zeitnah durchzuführen.

Begründung Nr. 3
Die Anordnung der Maßnahmen gemäß Nr. 3 der Verfügung er-
folgt in Ergänzung zu den Maßnahmen in § 6 Absatz 1 Geflügel-
pest-Verordnung, die generell erst für Geflügelhaltungen ab 1
.000 Stück Geflügel gelten, auf Grundlage des § 6 Abs. 2 Geflü-
gelpest-Verordnung. Da die Übertragung von lnfluenzaviren
bei Geflügel vor allem durch direkten Kontakt mit infizierten
Tieren oder durch Kontakt mit Kot und anderweitig viruskonta-
minierten Materialien wie etwa Einstreu, Gerätschaften, Schuh-
werk oder Schutzkleidung erfolgt, ist es erforderlich, die Geflü-
gelhaltungen im Landkreis zu schützen und den Eintrag oder
die Verschleppung des Virus in bzw. aus Nutzgeflügelbestände
zu vermeiden. Die Anordnung der unter Nr. 3 der Verfügung
genannten Maßnahmen sind geeignet, das Risiko des Eintrags
von Geflügelpestvirus in Geflügelhaltungen bzw. dessen Ver-
breitung zu vermindern.

Begründung Nr. 4
Das Verbot von Geflügelausstellungen, -schauen und -märkten
sowie Veranstaltungen ähnlicher Art mit Geflügel und gehal-
tenen Vögeln anderer Arten als Geflügel in Nr. 4 dieser Allge-
meinverfügung ergibt sich aus § 4 Abs. 2 der ViehVerkV i. V. m. §
7 Abs. 6 der Geflügelpest-Verordnung. Gemäß § 38 Abs. 11 i. V.
m. § 6 Abs. 1 Nr. 4 TierGesG kann die zuständige Behörde zur
Vorbeugung von Tierseuchen und deren Bekämpfung Verfü-
gungen über die Durchführung von Veranstaltungen, anlässlich
derer Tiere zusammenkommen, erlassen. Das gemäß Nr. 4 der
Verfügung angeordnete Verbot Geflügelausstellungen,
-schauen und -märkten sowie Veranstaltungen ähnlicher Art
mit Geflügel und gehaltenen Vögeln anderer Arten als Geflügel
im Stadtgebiet Ingolstadt ist erforderlich, da durch den bei sol-
chen Veranstaltungen gegebenen engen Kontakt von Tieren
ein bislang nicht abschätzbares lnfektionsrisiko besteht und
durch einen Verkauf eine Verschleppung von potentiell infi-
zierten Tieren möglich ist.

AMTLICHE MITTEILUNGEN DER STADT INGOLSTADT

Begründung Nr. 5
Das in Nr. 5 dieser Allgemeinverfügung angeordnete allge-
meine Fütterungsverbot von Wildvögeln erfolgt auf Grundlage
von Art. 6 und Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 LStVG, da virushaltige Ausschei-
dungen von Wildvögeln jederzeit z. B. Oberflächengewässer,
Futtermittel und Einstreu bei im Auslauf gehaltenen Geflügel
mit Influenzaviren, die für das Geflügel pathogen sind, konta-
minieren können. Die Übertragung von Influenzaviren bei Ge-
flügel erfolgt vor allem durch direkten Kontakt mit infizierten
Tieren oder durch Kontakt mit Kot und anderweitig viruskonta-
minierten Materialien wie etwa Einstreu, Gerätschaften, Schuh-
werk oder Schutzkleidung. Um die Verbreitung des Virus durch
direkten Kontakt zwischen Wildvögeln so weit wie möglich zu
vermeiden ist es aus fachlichen Erwägungen erforderlich, Fütte-
rungen von Wildvögeln zu unterbinden, denn die Fütterungs-
plätze stellen naturgemäß entsprechende „Hot-Spots“ dar, an
denen viele Wildvögel zur gleichen Zeit zusammentreffen.

Begründung Nr. 6
Die sofortige Vollziehung der Maßnahmen in den Nummern 1
bis 5 dieser Allgemeinverfügung wird gemäß § 80 Satz 1 Abs. 2
Nr. 4 VwGO angeordnet, da es sich bei der aviären Influenza
H5N8 um eine hochansteckende und leicht übertragbare Tier-
seuche handelt, deren Ausbruch mit hohen wirtschaftlichen
Schäden und weitreichenden Handelsrestriktionen einhergeht.
Die Maßnahmen zum Schutz vor der Verschleppung der Seuche
müssen daher sofort und ohne eine zeitliche Verzögerung
greifen. Es kann nicht abgewartet werden, bis die Rechtmäßig-
keit der amtlichen Verfügung zur Prävention der Seuchenein-
schleppung gerichtlich festgestellt wird. Insofern überwiegt das
öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung ein entge-
genstehendes privatesInteresse an der aufschiebenden Wirkung
eines eventuellen Widerspruchs.

Begründung Nr. 7
Die Kostenentscheidung in Nr. 7 dieses Bescheides beruht auf
Art. 13 des Ausführungsgesetzes zum Vollzug des Tiergesund-
heitsgesetzes (BayAGTierGesG).

Begründung Nr. 8
Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein schrift-
licher Verwaltungsakt bei öffentlicher Bekanntmachung zwei
Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt
gegeben. In einer Allgemeinverfügung kann nach Art. 41 Abs. 4
Satz 4 BayVwVfG ein hiervon abweichender Tag, jedoch frühe-
stens der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt wer-
den. Von dieser Vorschrift wird Gebrauch gemacht, sodass diese
Allgemeinverfügung einen Tag nach ihrer Bekanntmachung
auf der Internetseite der Stadt Ingolstadt als bekannt gegeben
gilt.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach sei-
ner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsge-
richt in München erhoben werden.
Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:

a. Schriftlich oder zur Niederschrift
Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden.
Die Anschrift lautet:
Bayerischen Verwaltungsgericht in München,
Posffachanschrift: Postfach 200543, 80005 München,
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

b. Elektronisch
Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in
München auch elektronisch nach Maßgabe der I nternetprä-
senz der Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de)
zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden.
Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:
- Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit

qualifizierter elektronischer Signatur an folgende Adresse:
Bayerisches Verwaltungsgericht: www.eqvp.de

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand
des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten An-
trag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und
Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsät-
zen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung zur
Niederschrift Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt
werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere
Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehel-
fen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Stadt Ingol-
stadt bzw. der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit
(www.vgh.bayern.de). Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfah-
ren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung
eine Verfahrensgebühr fällig.
Ingolstadt, 05.03.2021
lsfried Fischer
Referent für Soziales, Jugend und Gesundheit

Fortschreibung des Regionalplanes
der Region Ingolstadt (10),

Neunundzwanzigste Änderung;
Neufassung des Kapitels 2 (neu) Raumstruktur;

Beteiligungsverfahren gem. Art. 16 BayLplG i.V.m. § 9 ROG
Der Planungsausschuss des Planungsverbandes Region Ingol-
stadt hat in seiner Sitzung vom 21. Januar 2021 den Entwurf zur
Neufassung des Kapitels 2 Raumstruktur des Regionalplanes ge-
billigt sowie die Einleitung des Beteiligungsverfahrens zur
neunundzwanzigsten Änderung des Regionalplanes der Region
Ingolstadt (10) beschlossen.

Die Fortschreibung des Kapitel 2 (neu) Raumstruktur dient
dessen vollständiger inhaltlicher Überarbeitung sowie Anpas-
sung an Festlegungen des Landesentwicklungsprogrammes
Bayern in der am 01. Januar 2020 in Kraft getretenen Fassung
und bildet einen Baustein der laufenden Gesamtfortschreibung
des Regionalplanes.

Hierzu sind die Verfahrensunterlagen seit dem 22. Februar 2021
in das Internet eingestellt. Der Entwurf für die neunundzwan-

zigste Änderung des Regionalplanes der Region Ingolstadt (10)
kann unter folgendem Link heruntergeladen werden:

https://www.region-ingolstadt.bayern.de/regionalplan/
fortschreibungen/29-aenderung/29-fs-bet/“

Hier finden Sie die Entwürfe der Festlegungen des Kapitels 2
Raumstruktur und deren Begründungen, der Karte 1 „Raum-
struktur“ und der Begründungskarte zu 2.1.1.4 „Zentrale Orte
und Nahbereiche“ sowie des Umweltberichtes jeweils in der Fas-
sung vom 21. Januar 2021.

Den derzeit rechtsgültigen Regionalplan der Region Ingolstadt
(10) in seiner bisherigen Fassung und Gliederung finden Sie zum
Vergleich auf der Internetseite des Planungs-verbandes Region
Ingolstadt: http://www.region-ingolstadt.bayern.de/regional-
plan/text/.

Neben der Veröffentlichung im Internet liegt der Entwurf der
neunundzwanzigsten Änderung des Regionalplanes Region In-
golstadt in der Zeit vom 22. Februar 2021 bis 22. Mai 2021 wäh-
rend der für den Parteiverkehr festgelegten Zeiten zur Einsicht
bei der Regierung von Oberbayern, Zimmer 5317, Maximilian-
straße 39, 80538 München, öffentlich aus.

Des Weiteren liegen die Unterlagen in der Zeit vom 11. März
2021 bis 13. April 2021 bei der Stadt Ingolstadt, Stadtpla-
nungsamt, Technisches Rathaus, Spitalstr. 3, zur Einsichtnahme
öffentlich aus und können während der allgemeinen Dienst-
stunden eingesehen werden.
(Bitte beachten Sie jedoch bezüglich des Zutrittes in das Ge-
bäude die coronabedingten Hinweise an den Eingangstüren
des Technischen Rathauses und auf der Internetseite der Stadt
Ingolstadt. Gerne können Sie zur Einsichtnahme in die Verfah-
rensunterlagen vorab einen Termin vereinbaren.)

Bis zum Ende der Beteiligungsfrist am 22. Mai 2021 besteht Ge-
legenheit, sich schriftlich oder elektronisch zu dem Entwurf der
Neufassung der Gliederung gegenüber dem Planungsverband
Region Ingolstadt, Geschäftsstelle, Bahnhofstraße 16, 85101
Lenting, E-Mail: rpv-in@lra-ei.bayern.de zu äußern.

Nach Ablauf dieser Einwendungsfrist sind alle Einwendungen
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Ti-
teln beruhen (§ 9 Abs. 2 Satz 4 ROG).

Erhaltungssatzung Körnerplatz
Der Stadtrat hat am 14.12.2020 dem Aufstellungsbeschluss einer
Erhaltungssatzung für den Bereich Körnerplatz mit Begrün-
dung zugestimmt.

Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung umfasst die
Fl.Nrn. 3721/10, 3723/19, 3723/30, 3723/26, 3723/31, 3723/32,
3723/33, 3723/36, 3723/37, 3723/38, 3723/39, 3723/41, 3723/45,
3723/51 (Teilfl.), 3766/13, 3766/14, 3769 (Teilfl.), 3769/2, 3769/3,
3769/4, 3769/5, 3769/6, 3769/7, 3769/8, 3769/11, 3769/12,
3769/13, 3769/14, 3769/15, 3769/16, 3769/17, 3769/18, 3770
(Teilfl.) der Gemarkung Ingolstadt.
Beschreibung des Gebietes

Der Geltungsbereich der Erhaltungssatzung umfasst eine Fläche
von ca. 1,9 ha und liegt im Stadtbezirk Nord-Ost im soge-
nannten Josefsviertel. Er beinhaltet den Körnerplatz samt der
ihn umfassenden Erschließungsanlagen, den direkt angren-
zenden Grundstücken sowie den Grundstücken Körnerstraße 1
und 3. Geprägt ist das direkte Umfeld von Ein- und Mehrfamili-
enhäusern.
Anlass der Planung und städtebauliches Ziel
der Erhaltungssatzung

Das direkt an den Körnerplatz angrenzende Körnerplatzen-
semble ist eines der wenigen in Ingolstadt übrig gebliebenen
Bereiche mit Gartenstadtcharakter.

Ziel der Erhaltungssatzung „Körnerplatz“ ist es, das seit der
Bauerrichtung größtenteils unveränderte Wohnquartier mit
gut nutzbaren Gärten und einem einheitlich strukturierten Er-
scheinungsbild, insbesondere die städtebauliche Wirkung des
Körnerplatzes, zu bewahren und die besondere Wohnqualität
der Grundstücke zu erhalten.

Mit der Erhaltungssatzung sollen insbesondere Veränderungen,
die das vorherrschende Erscheinungsbild gefährden oder beein-
trächtigen könnten, versagt werden. Der Erlass der Satzung
nach § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB soll die städtebauliche Ei-
genart des Gebietes aufgrund seiner prägenden städtebauli-
chen Gestalt sichern.
Planungsrechtliche Voraussetzungen und Baurecht

Der Satzungsbereich liegt innerhalb eines im Zusammenhang
bebauten Ortsteils, jedoch nicht im Geltungsbereich eines be-
stehenden Bebauungsplans. Es ist daher planungsrechtlich als
unbeplanter Innenbereich nach § 34 BauGB zu beurteilen.

Die Erhaltungssatzung dient der Klarstellung und Ergänzung
der aktuellen planungsrechtlichen Einordnung baulicher Maß-
nahmen nach § 34 BauGB.
Entstehung des Stadtquartiers und aktuelle Situation

Die Gebäude des Körnerplatzes sind überwiegend in den Jahren
1922 bis 1926 in zwei Bauabschnitten durch die damalige Sied-
lungs-Genossenschaft des Reichsbundes der Kriegsbeschädigten
Ingolstadt entstanden.
Für die Baumaßnahmen wurden fünf Bautypen entworfen, die
sich im Wesentlichen in zwei Bauformen unterscheiden lassen.
An den jeweiligen Eckpunkten wurden Gebäude mit zwei Voll-
geschossen und einem Dachgeschoss errichtet. Dazwischen
wurden an den Längsseiten des Körnerplatzes Reihenmittel-
häuser mit einem Geschoss und zwei Dachgeschossen errichtet.
An den Kopfbauten sind Walmdächer mit Schleppgauben, die
Reihenmittelhäuser sind mit Mansarddächern und Giebel-
gauben errichtet worden. In den rückwärtigen Grundstücksbe-
reichen sind durchgehend Wirtschaftsgärten entstanden.
Trotz unterschiedlicher Änderungen an den Gebäuden des Kör-
nerplatzes ist die ursprüngliche städtebauliche Gestalt des
Quartiers im Wesentlichen erhalten geblieben. So entsprechen
die heute vorhandenen Dachformen mit Dachgestaltungen, Ge-
schossigkeiten und Kubaturen der Gebäude, samt der gut nutz-
baren Gärten, überwiegend der damaligen Art und Wirkung.
Da keines der Gebäude abgerissen und neu errichtet wurde,
sind die Baulinien, Geschossigkeiten, Wand- und Firsthöhen der
Gebäude unverändert geblieben. Nahezu komplett erhalten
sind die rückwärtigen Gärten.
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Erhaltungssatzung nach § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB

Zum Erhalt der städtebaulichen Gestalt sollen im Geltungsbe-
reich der Erhaltungssatzung „Körnerplatz“ Abriss, Neubau und
Nutzungsänderung genehmigungspflichtig sein. Die Beurtei-
lung der Vorhaben erfolgt unter folgenden Zielsetzungen:

• Erhalt des Ortsbildes
• Erhalt des Wohnquartiers
• Beibehaltung der vorhandenen Maßstäblichkeit
• Erhalt der städtebaulichen Eigenart durch behutsame Wei-

terentwicklung qualifizierter neuer Vorhaben

Zur Sicherstellung dieser Ziele können bei der Prüfung folgende
Merkmale herangezogen werden:

• Erhalt der städtebaulichen Eigenart hinsichtlich der Ge-
schossigkeit, der klaren Raumabgrenzung zum Körnerplatz,
der Fassadengliederung, der Fassadenmaterialen, der Dach-
formen und -deckung sowie die Gebäudehöhen

• Erhalt der qualitätvollen rückwärtigen Freiräume auf den
Gebäuderückseiten

• Weiterführung der Hauptnutzung Wohnen

Öffentliche Auslegung

Der Entwurf der Erhaltungssatzung mit Begründung liegt vom
18.03.2021 bis 21.04.2021 öffentlich aus.

Die Auslegungsunterlagen können während des Auslegungszeit-
raumes im Internet unter www.ingolstadt.de/stadtentwicklung
eingesehen werden.

Als zusätzliches Informationsangebot können die Auslegungs-
unterlagen im Stadtplanungsamt, Technisches Rathaus, Spi-
talstr. 3, im Auslegungszeitraum während der allgemeinen
Dienststunden eingesehen werden.

(Bitte beachten Sie jedoch bezüglich des Zutritts in das Gebäude
die coronabedingten Hinweise an den Eingangstüren des Tech-
nischen Rathauses und auf der Internetseite der Stadt Ingol-
stadt. Gerne können Sie zur Einsichtnahme in die Auslegungs-
unterlagen vorab einen Termin vereinbaren.)

Während der Auslegungsfrist können sich Betroffene zu der ge-
planten Erhaltungssatzung äußern. Für Auskünfte und Erläute-
rungen stehen Mitarbeiter des Stadtplanungsamtes gerne zur
Verfügung.

Messkampagne des Straßennetzes der Stadt
Ingolstadt durch das Unternehmen Hansa Luftbild AG

Die Messkampagne erfolgt im Auftrag der Stadt Ingolstadt . Die
Befahrungen werden – wetterabhängig – frühestens ab dem
10.03.2021 durchgeführt und werden voraussichtlich bis zum
30.09.2021 abgeschlossen sein.

Für die Messkampagne wird ein mit Stereo- und Panoramaka-
meras ausgerüstetes Fahrzeug das Straßennetz befahren und
alle im Straßenkorridor befindlichen Objekte 3D erfassen.

Die Stadtverwaltung benötigt die daraus generierten Informa-
tionen als Grundlage für verschiedene, gesetzlich vorgeschrie-
bene Aufgaben insbesondere für Planungszwecke sowie Be-
stands- und Zustandsanalysen.

Um bei den Aufnahmefahrten sowie der späteren Verwendung
der Bildaufnahmen geltenden Datenschutzbestimmungen
Rechnung zu tragen und einen transparenten Umgang mit dem

Bildmaterial zu gewährleisten, hat sich die Hansa Luftbild AG
freiwillig verpflichtet, den Datenschutzkodex für Geodaten-
dienste einzuhalten.
In den entstehenden Bildern werden alle Kfz-Kennzeichen und
Gesichter automatisch unkenntlich gemacht (verpixelt). Eine
Veröffentlichung der Bilder im Internet ist derzeit nicht beab-
sichtigt; die Bilder werden ausschließlich intern von zugriffsbe-
rechtigten Personen der Stadtverwaltung verwendet.
Sollte es gewünscht sein, einen Widerspruch einzulegen, damit
Fassaden von Privatgebäuden im Fall einer Veröffentlichung der
Aufnahmen im Internet unkenntlich gemacht werden, richten
Sie bitte den Widerspruch mit Angabe der Adresse des Objektes
in schriftlicher Form auf dem Postweg an:
Hansa Luftbild AG, Nevinghoff 20, 48147 Münster
Stichwort: Befahrung Ingolstadt
Oder per E-Mail an: info@hansaluftbild.de

Ausschreibungen im Offenen Verfahren
Die Stadt Ingolstadt, Hochbauamt, beabsichtigt folgende Lei-
stungen nach VgV im Offenen Verfahren (EU) zu vergeben:
1. Neubau GS Lessingstraße - Bodenbelagsarbeiten,

Nr. 665-0040-2021 -B-IN
Einreichungstermin: 06.04.2021 um 11:15 Uhr,

Ausführungsort: Ingolstadt
2. Ballspielhalle GS Münchener Str. - Baumeisterarbeiten,

Nr. 665-0050-2021-B-IN
Einreichungstermin: 01.04.2021 um 10:45 Uhr,
Ausführungsort: Ingolstadt
Abwicklung der Ausschreibung über das Baureferat, Spitalstr. 3,
85049 Ingolstadt
Tel. (0841) 305-2450, E-Mail: vergabe@ingolstadt.de

Ausschreibung im Offenen Verfahren
Die Stadt Ingolstadt, Gartenamt und die GWG Ingolstadt GmbH
beabsichtigen folgende Leistung nach VgV im Offenen Ver-
fahren (EU) zu vergeben:

BV Rosengarten Oberhaunstadt - Landschaftsbauarbeiten,
Nr. 767-0056-2021-B-IN

Einreichungstermin: 14.04.2021 um 10:45 Uhr,
Ausführungsort: Ingolstadt
Abwicklung der Ausschreibung über das Baureferat, Spitalstr. 3,
85049 Ingolstadt
Tel. (0841) 305-2450, E-Mail: vergabe@ingolstadt.de
Auskünfte zur Ausschreibung über die Vergabeplattform
www.vergabe.bayern.de
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